
INFORMATIONEN ÜBER DIE NICHT VERÖFFENTLICHTEN ENTSCHEIDUNGEN 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 13, Dezember 2007 — 
Kommission/Luxemburg 

(Rechtssache C-294/07) 

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 2004/38/EG — Recht der 
Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mit­

gliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten — Keine fristgerechte Umsetzung" 

1 . Vertragsverletzungsklage — Prüfung der Begründetheit durch den Gerichtshof 
— Maßgebende Lage — Lage bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen 
Stellungnahme gesetzten Frist (Art 226 EG) (vgl Randnr. 9) 

2. Mitgliedstaaten — Verpflichtungen — Umsetzung der Richtlinien — Verstoß 
— Rechtfertigung mit der innerstaatlichen Ordnung — Unzulässigkeit 
(Art 226 EG) (vgl Randnr. 10) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter Erlass der Vor­
schriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und 
ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und 
zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/ 
EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG 
(ABl. L 158, S. 77, und — Berichtigung — ABl. 2004, L 229, S. 35) nachzukommen 

Tenor 

1. Das Großherzogtum Luxemburg hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familien­
angehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
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aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur 
Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 
73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 
93/96/EWG verstoßen, dass es die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die 
erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, nicht erlassen hat 

2. Das Großherzogtum Luxemburg trägt die Kosten. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 18, Dezember 2007 — 
Kommission/Griechenland 

(Rechtssache C-481/06) 

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Öffentliche Aufträge — Verstoß gegen 
Art. 6 Abs. 3 der Richtlinie 93/36/EG — Allgemeine Grundsätze des Vertrags — 

Grundsatz der Gleichbehandlung und Pflicht zur Transparenz — Nationale 
Regelung, nach der bei öffentlichen Lieferaufträgen für bestimmte medizinische 

Materialien auf das Verhandlungsverfahren zurückgegriffen werden kann" 

Vertragsverletzungsklage — Prüfung der Begründetheit durch den Gerichtshof — 
Maßgebende Lage — Lage bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen 
Stellungnahme gesetzten Frist (Art 226 EG) (vgl Randnr. 15) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 6 Abs. 3 der Richtlinie 
93/36/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über die Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Lieferaufträge (ABl. L 199, S. 1) sowie gegen die Verpflichtung, 
einen wirksamen und lauteren Wettbewerb zu gewährleisten — Nationale 
Bestimmung, durch die die Gesamtheit der Materialien für medizinische Zwecke 
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